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Kleine Anfrage 2861 
 
der Abgeordneten Heike Gebhard und Sebastian Watermeier   SPD 
 
 
Lehrerversorgung an Gelsenkirchener Schulen sichern und stärken! 
 
 
Der Rat der Stadt Gelsenkirchen hat in der Sitzung am 23. Mai 2019 die Resolution zur 
Lehrerversorgung an Gelsenkirchener Schulen einstimmig verabschiedet. In der Resolution 
fordert der Stadtrat die Landespolitik auf, ein Sofortprogramm für alle Schulen ohne 
bürokratische Hürden und ohne übermäßigen Aufwand, analog zu den Talentschulen, 
aufzulegen. Zur Priorisierung sollte der schulscharfe Sozialindex dienen. Des Weiteren wird 
vorgeschlagen, dass der Gesetzgeber als Beispiel im § 55 LBesG NRW „Stellenzulagen für 
Lehrkräfte“ um den Passus „Lehrkräfte in Brennpunktregionen“ ergänzen könnte. Lehrkräfte, 
die in einer Brennpunktregion eingesetzt werden, sollen dann eine ruhegehaltfähige Zulage 
erhalten. Als weiteres Beispiel wird die Änderung des Lehrereinstellungsverfahrens genannt. 
Dieses könnte bei dem landesweiten Listenverfahren aufgestockt und durch einen 
schulscharfen Sozialindex ergänzt werden. 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Wie positioniert sich die Landesregierung zur Resolution der Stadt Gelsenkirchen? 
 
2. Wie bewertet die Landesregierung die Auferlegung eines Sofortprogramms zur 

Sicherung und Stärkung der Lehrerversorgung an Schulen, das sich nach den 
schulscharfen Sozialindex orientiert? 

 
3. Wie betrachtet die Landesregierung die Ergänzung im § 55 LBesG NRW um den Passus 

„Lehrkräfte in Brennpunktregionen“? 
 
4. Wie bewertet die Landesregierung eine Änderung des Lehrereinstellungsverfahrens, 

a. bei dem das landesweite Listenverfahren aufgestockt und durch einen schulscharfen 
b. Sozialindex ergänzt werden würde? 

 
 
 
Heike Gebhard 
Sebastian Watermeier 


